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Nach Thüringen auswandern?
LINKE: Brandenburg muss Unternehmerlohn einführen, wie es ihn bereits in Bayern und Thüringen gibt/
Vorschlag der LINKEN für die Kulturbranche: Land übernimmt finanzielle Garantien für Veranstaltungen
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nächste OW am 

18. November

Am 11. November ging es im 
Brandenburger Landtag erneut um 
Corona-Hilfen für Soloselbstständi-
ge. In den letzten Wochen war ich 
guten Mutes, weil die Brandenbur-
ger Regierung aus CDU, SPD und 
Grünen erklärte, dass sie jetzt aber 

wirklich allen helfen wolle. Ihre Lern-
kurve schien urplötzlich eine steile 
Kurve nach oben zu nehmen und 
ich hatte wirklich gedacht: Sie ha-
ben das Problem endlich verstan-
den. In der letzten Woche redeten 
sogar SPD- und Grüne-Abgeord-
nete von einer völlig neuen Idee: 
Dem Unternehmerlohn. Sogar die 
Wissenschaftsministerin erklärte 
voller Freude in den sozialen Me-
dien, dass mit dem Unternehmer-
lohn nun endlich den Kulturschaf-
fenden geholfen wird. 

Auch die Novemberhilfen soll-
ten jetzt schnell und unkompliziert 
ausgezahlt, den Soloselbstständi-
gen geholfen werden. Die Erkennt-
nis kommt spät, aber sie kommt.
Dachte ich. Wir LINKEN fordern 
dies seit April im Landtag, aber 
mehrere Anträge wurden von den 
anderen Fraktionen abgelehnt. 

Im November gab es nun ein 
Treffen mit 8 Vertreter*innen der 
Veranstaltungs- und Kulturbran-
che, auf dem die Landesregierung 
erklärte: Wir verstehen eure Situa-
tion, aber helfen können wir nicht 
mehr. Vielleicht nächstes Jahr, aber 
wahrscheinlich dann auch nicht.

Und das, obwohl der Landtag 
beschlossen hatte: Wenn die Bun-
desgelder nicht ausreichen, wird 
das Land weiterhelfen. Was ist 
jetzt damit? Es gibt noch 1,2 Mil-
liarden Euro, die zur Bewältigung 
der Corona-Krise als Kredit auf-
genommen wurden. Warum kann 
Brandenburg davon nicht knappe 

ternehmerlohnes wird bundesweit 
gerade von der SPD-Bundestags-
fraktion blockiert, weil man kein 
zweites Sozialsystem aufmachen 
wolle und es ja Hartz IV gibt. Noch-
mal: Die Soloselbstständigen sind 
nicht arbeitslos! Sie dürfen nicht ar-
beiten! Deshalb gehören sie nicht 
in Hartz IV, das im Übrigen sowieso 
abgeschafft gehört.

Also bleibt DIE LINKE bei ihren 
Vorschlägen: 

In Brandenburg muss endlich 
ein Unternehmerlohn eingeführt 
werden. Der hilft unbürokratisch 
und ist umsetzbar, wie die Bun-
desländer Bayern und Thüringen 
zeigen.

Dazu kann Brandenburg ein 
Programm auflegen zur Sicherung 
der Kultur- und Veranstaltungs-
branche, das so aussehen könnte: 
Das Land sagt den Veranstaltern 
zu, dass Sie ihre Veranstaltungen, 
Feste und Festivals planen können 
und falls sie coronabedingt ausfal-
len, übernimmt das Land die Kos-
ten. Das wäre nichts anderes als 
eine Garantie, die es für andere 
Wirtschaftsbranchen ständig gibt 

und die vom Haushaltsgesetz so-
gar gedeckt sind. 

Die Uhr steht für viele schon auf 
5 nach 12. Die Landesregierung 
muss endlich etwas tun! Die jetzt 
betroffenen Solo-Unternehmen 
machen 57 Prozent der Wirtschaft 
in Brandenburg aus. Wenn sie nur 
halb so viel Aufmerksamkeit be-
kommen würden, wie zum Beispiel 
die Lufthansa oder Elon Musk ... 
Sie haben es verdient, denn sie 
zahlen seit Jahren hier Steuern 
und sind ein Rückgrat unserer 
Wirtschaft.

Sebastian Walter
Fraktionschef der LINKEN
im Brandenburger Landtag

20 Millionen Euro für einen Bran-
denburger Unternehmerlohn aus-
geben, um Kleinstbetriebe und So-
loselbstständige zu retten?

Wirtschaftsminister Prof. Stein-
bach (SPD) erklärte, dass Unter-
nehmen eben in die Insolvenz ge-
hen müssten, 
aber dass die 
Landesregie-
rung natürlich 
Härten ab-
wenden wolle 
– dann frage 
ich: Wann 
fängt die Lan-
desregierung 
e i g e n t l i c h 
mal damit 
an? Wann 
ü b e r n i m m t 
das Land 
Brandenburg 
selbst Verant-
wortung für 
das, was hier 
passiert?

Die „No-
vemberhilfen“ 
hören sich 
gut an: 75 
Prozent Um-
satzersatz für 
all die Betrie-
be, die direkt 
von Schlie-

ßungen betroffen sind. Und die 
indirekt davon betroffenen Betriebe 
sollen auch Hilfen erhalten. OK. 
Aber im Detail wird der allergrößte 
Teil der Veranstaltungsbranche von 
den Hilfen ausgeschlossen.

Und die Einführung eines Un-

Von Thüringen lernen ...
So gehts auch: In Thüringen gibt es bereits die zweite Auflage der 

Landeshilfe für Soloselbstständige. Zwischen September und Dezem-
ber 2020 können Betroffene 1.180 Euro monatlichen Zuschuss zu den 
Lebenshaltungskosten beantragen. Auch gibt es weiter Landeshilfen für 
besonders betroffene Dienstleister, z.B. Hotel- und Gaststättenbetrie-
be, Tourismus- und Reiseanbieter, Veranstalter und Messedienstleister. 
Betriebliche Fixkosten von September bis Dezember werden für diese 
Unternehmen bereits ab einem Umsatzrückgang von 20 Prozent im je-
weiligen Fördermonat anteilig erstattet. Das Rot-Rot-Grün regierte Bun-
desland finanziert diese Hilfen aus einem Corona-Sondervermögen. bc

81.000 Soloselbstständige haben von April bis September 
Hartz IV beantragt. Das geht aus einer Antwort der Bundesagentur für 

Arbeit auf eine Kleine Anfrage der LINKEN im Bundestag hervor. 
Das sind zehnmal so viele wie im gleichen Vorjahreszeitraum.

„57 Prozent der Wirt-
schaftsunternehmen in 

Brandenburg 
sind Soloselbstständige. 

Brauchen wir sie? 
Ja, sie müssen 
vor der Pleite 

geschützt werden!“

„Viele Soloselbst-
ständige sind nicht 

arbeitslos. Sie dürfen 
nicht arbeiten!“
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